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Internationales Inf3titut für 
Menschenrechte; parlamentarische 
Anfrage der Abgeordneten Dr. IJEI~rlnm9 
Dr. KRANZLMAYR, TIr. BASSETTI und 
Genossen 

. An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

VI i e n 0 

Die Bundesregierung beehrt sich, im Sinne ihres Be­

schltlSses vom 23. Juni 1970 die ,Anfrage NI'. 54/J der Abge­

ordneten Dro Leitner, Dr. Kranzlmayr, Dr. Bassetti und 

Genossen an die: Bundesregierung vom 3t Juni 1970 betreffend 

die Empfehlung NI'. 580 der l\.onsul tativversammlung deß Europa­

rates tiber das Internationale Institut für Menschenrechte wie 

folgt zu beantworten: 
Österreich hat mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 14~März 

1969 nach Her~tellung des Einvernehmens mit dem Bundesminister 

für Finanzen in Beantwortung eines Schreibens des Präsidenten 

des Internationalen Instituts für Menschenrechte Rene Casein 

vom 26. Feber 1969a1s erster Sta.a,t. sich bereit erklärt, ab 

dem Jahre 1970 an das Internationale Institut für Menschen­
rBchte fortlaufend Jahresbeitr~ge in der Höhe von 0,00002% 

der Bruttoeinnahmen des jeweiligen 'Finanzjahres zu leisteno 

Darüber hinaus hat Österreich in diesem Schreiben auch noch 

einen einmaligen Beitra.g zum Gründungsaufwand des InternationD-· 

Jru Instituts für Nlenschenrechte in der Höhe von 8.70.000,-­

zugesagt. Absatz 9 der Empfehlung der Konsultativversammlung 

des Europarates 'Nr. 580 weist auf die Berei twilligke1.t 

Österreichs zur Leistung dieser Beiträge hin. 

In Erfüllung der oben erwähnten Erklärung wurde dem 

Internationalen Institut für Menschenrechte im Feber ds.J. 

ein Betrag von S 88~450,- überwiesen. 

25. Juni 1970 
De r Bun des kal1f~ 1 e.;.':-.------,O 
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